An das

Bezirksgericht . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . .

Nachweis über die Entrichtung der

Pauschalgebühr beiliegend

. . . . . . . . . . . . ., den . . . . . . . 20...

Antragsteller:

(Name und Anschrift)

Antragsgegner:

(Anschrift aller anderen Wohnungs-

eigentümer laut Grundbuchauszug)

dem Verfahren beizuziehen: 
(Name und Anschrift der Verwaltung, bei Anfechtung einer Verwalterbestellung „neuer und alter“ Verwalter)
wegen: § 24 Abs 6 (ev. § 29 WEG) iVm mit § 52 Abs 1 Z 4 (ev. Abs 5) WEG 2002

           Beschlussanfechtung
Antrag

1 HS

...-fach

Beilagen
Die Antragssteller (mit ........./......... Anteilen) und die Antragsgegner sind Mit- und Wohnungseigentümer der

Liegenschaft EZ .............., KG .....................................................,

Grundstücksadresse: ...........................................................................................

Verwalter der Liegenschaft ist .........................................................................................................................

Folgender Beschluss wurde auf einer Eigentümerversammlung bzw. mit Umlauf gemäß

§ 24 u. 25 WEG 2002 gefasst. Die Bekanntgabe durch Anschlag erfolgte am: .............. 20....:

(Schilderung der Umstände, wie es zur Beschlussfassung gekommen ist.)
Dieser Beschluss ist aus folgenden Gründen rechtsunwirksam oder nicht wirksam zustande gekommen:
(Aufzählung der Mängel des Beschlusses, wie z.B.:

Den Antragstellern wurde keine angemessene Stellungnahme ermöglicht,

a) weil sie nicht rechtzeitig verständigt wurden und erst im Nachhinein von der Beschlussfassung erfahren haben,

b) weil sie zwar eine Einladung zur Eigentümerversammlung erhalten haben, die zu beschließenden und dann beschlossenen Gegenstände dort aber nicht hinreichend erwähnt wurden.
Es handelt sich um eine Verbesserung iS des § 29, die nicht durch die Rücklage (einschließlich anstehender Aufwendungen) gedeckt ist.
Der Gegenstand der Beschlussfassung war eine wichtige Veränderung und hätte daher der einstimmigen Zustimmung aller Miteigentümer bedurft (§ 29 Abs 5 WEG, § 834 f. ABGB).
Die Formulierung des Beschlusses lässt nicht erkennen, dass ein Beschluss gefasst wurde, sondern eine reine Absichtserklärung darstellt.
Es liegt keine Mehrheit vor, weil 

a) die Auszählung der Stimmen unrichtig war

b) bei Eigentümerpartnerschaften nicht beide Partner zugestimmt haben

c) nicht der Eigentümer, sondern jemand anderer unterschrieben hat)

Beweis: Offenes Grundbuch, Kopie des Aushanges, Einvernahme von …………………
Es wird daher der

Antrag

gestellt, das Gericht möge den Beschluss vom ............................... 200.., betreffend .........................................................................................................................

......................................................... für rechtsunwirksam erklären bzw. aufheben.

(Unterschrift des/der Antragsteller(s):

